
GesundheitsarbeiterInnen demonstrieren für
mehr Personal – Gegen leere Versprechen!

Anne Moll, Neue Internationale 230, Juli/August 2018

Am 20.6.2018 beteiligten sich laut Angaben der Gewerkschaft ver.di 4000 Beschäftigte an einer
Kundgebung in Düsseldorf anlässlich eines Treffens der GesundheitsministerInnen aus Bund und
Ländern zu den Themen Organspenden, Patientenorientierung und Pflegeberufsreform. Laut
Berechnungen ver.dis fehlen bundesweit 80.000 Pflegekräfte, allein in Nordrhein-Westfalen (NRW)
rund 18.000. Die Beschäftigten gingen für die Forderungen ihrer Gewerkschaft im Rahmen der
Kampagne „Entlastung“ auf die Straße.

Ver.di hatte selbst nur mit 1.500 TeilnehmerInnen gerechnet. Doch es kamen mehr als doppelt so
viele aus allen Bundesländern. Die Stimmung war kämpferisch, es beteiligten sich außer Pflege- und
Servicekräften auch PhysiotherapeutInnen, Hebammen und auffällig viele Azubis. Die
Gewerkschaftsjugend rollte einen roten Teppich aus, als die MinisterInnen ihr Erscheinen
ankündigten. Doch die Jugendlichen liefen selbst darüber. Er wurde bei Bundesgesundheitsminister
Jens Spahns Erscheinen demonstrativ eingerollt – eine herrliche Aktion!

An politischen Gruppen waren vertreten: DIE LINKE, SAV, DKP, SDAJ, ArbeiterInnenmacht u. a. Die
Linkspartei machte gut Stimmung mit Megaphonen: keine Profite mit unserer Gesundheit! Ihr
Vorsitzender Riexinger hielt eine Rede an die DemonstrantInnen. Aufs Podium war er nicht geladen,
obwohl seine Partei zum Thema Pflege ein für ihre Verhältnisse ordentliches Engagement an den
Tag legt. Zuletzt erschienen z. B. am 29. Juni 2018 mehr als 100 GewerkschafterInnen und
PflegeaktivistInnen zu einer entsprechenden Thementagung der Bundestagsfraktion in Berlin.
Offenkundig wollte ver.di „ihre“ SPD nicht brüskieren.

Von der Bühne sprachen u. a. Spahn und NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (beide
CDU). Spahn betonte, er könne die Fehler der letzten Jahre nicht von heute auf morgen ändern, er
habe aber ein Personalbemessungsgesetz in der Schublade, worüber jetzt verhandelt werden solle.
Auch Laumann forderte eine Erhöhung des Personalschlüssels, bemängelte die besonders schlechte
Bezahlung der AltenpflegerInnen und besaß die Dreistigkeit, die Kundgebung als Unterstützung für
die GesundheitsministerInnen auszulegen. Wie viele zusätzliche Pflegekräfte nach Ansicht der
beiden Politiker finanziert werden sollen, darüber schwiegen sie. Die im Koalitionsvertrag der neuen
Bundesregierung gehandelten Zahlen belaufen sich auf 8.000 – weniger als ein Zehntel der
benötigten Stellen!

Wie sich ver.di Gegenwehr denkt

Hauptrednerin Sylvia Bühler, Mitglied des ver.di-Bundesvorstands und Leiterin des Fachbereichs 13
„Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen“ betonte immer wieder die Situation der
Pflege, dass alle Verständnis hätten und sich jetzt etwas verbessern müsste. Doch konkrete Schritte
gab sie nicht an. Wen wundert’s angesichts der vom ver.di-Apparat nur auf Sparflamme betriebenen
Kampagne „Entlastung“. Wir berichteten über die Brems- und Lobbypolitik der
Gewerkschaftsführung in mehreren Ausgaben dieser Zeitung. Doch die Kampagne ist bis jetzt trotz
aller Untätigkeit und sozialpartnerschaftlichen Kompromisslerei der Gewerkschaftsspitzen, trotz
ihrerseits gebremst geführter oder zugunsten von Verhandlungen abgewürgter (Warn-)Streiks nicht
zum Erliegen gekommen. Dies ist dem Druck der Mitgliederbasis zu verdanken, der sich auch in
Düsseldorf klar zeigte und auf den selbst Politikerinnen vom Schlage Laumanns und Spahns
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reagieren müssen. Im Vergleich zu viel größeren Demonstrationen wie im September 2007 in Berlin
hat diese einen Schritt heraus aus der Sozialpartnerschaft getan. Damals wurde im Schulterschluss
mit den Arbeit„geberInnen“ demonstriert, für mehr Geld für die Krankenhäuser gebettelt. Es gab
damals nur einen winzigen oppositionellen Block mit Beteiligung einiger Betriebsgruppen und
oppositionellen Vertrauensleuten, der damals klar auf die Gefahren eines Schulterschlusses mit den
Krankenhausträgern hinwies: Kein Schulterschluss mit den Arbeit„geberInnen“! Die Demonstration
in Düsseldorf wurde von ihnen nicht unterstützt, auch wenn die Gewerkschaftsspitze sich
ungebrochen an die Sozialpartnerschaft klammert.

Noch wichtiger: zeitgleich mit der Aktion der Beschäftigten streikten ihre KollegInnen in Essen, im
Saarland und an den Düsseldorfer Unikliniken. Dort beteiligten sich rund 500 MitarbeiterInnen an
einem 48-stündigen Warnstreik. Zwei Drittel der geplanten Operationen in diesem Zeitraum
mussten ausfallen, Küche und Patiententransport arbeiteten ebenfalls höchstens für Notfälle. Ver.di
drohte mit einem unbefristeten Streik – dies ist die einzige Sprache, die auch die
Arbeit„geberInnen“ verstehen!


